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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. August 1964 

6 — 65109 — 5797/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 27 Abs. 2 des Außenwirtschafts- 
gesetzes die 


Fünfte Verordnung zur 
Änderung der Außenwirtschaftsverordnung. 

Die Verordnung wurde im Bundesgesetzblatt Teil I Seite 566 
unter dem 31. Juli 1964 verkündet. Sie wird gleichzeitig dem 
Herrn Präsidenten des Bundesrates zugeleitet. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Gesundheitswesen 

Schwarzhaupt 


Druck: Bonner Universitäls-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Hoqer, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Fünfte Verordnung 

zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2, 
7, 10, 17 und 26 des Außenwirtschaftsgesetzes vom 
28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481) verordnet 
die Bundesregierung: 

§ 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung vom 22. August 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1381), zuletzt geändert 
durch die Vierte Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung vom 17. Dezember 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 888), wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 2 werden hinter den Worten „Teil I 

Abschnitt C" die Worte „und D" eingefügt. 

2. ln § 9 Abs. 3 wird als Satz 2 angefügt: 

„Dies gilt nicht für die Ausfuhr von Saatgut." 

3. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. Geschenke bis zu einem Wert von fünf- 
hundert Deutsche Mark je Ausfuhr- 
sendung;". 

b) Absatz 1 Nr. 41 wird wie folgt gefaßt: 

„41. a) Waren, die in das Wirtschaftsgebiet 
eingeführt worden sind und unver- 
ändert in das Versendungsland 
wieder ausgeführt werden, wenn sie 
noch nicht oder zur vorübergehenden 
Zollgutverwendung einfuhrrechtlich 
abgefertigt worden sind, 

b) Waren, die unter den sonstigen in 
Buchstabe a bezeichneten Voraus- 
setzungen in ein anderes als das 
Versendungsland wieder ausgeführt 
werden;". 

c) In Absatz 3 werden hinter der Zahl „41" die 

Worte „Buchstabe b" eingefügt. 

4. In § 27 Abs. 3 wird hinter Nummer 2 die fol- 
gende Nummer 2 a eingefügt: 

„2 a. für Waren, die von dem Lagerinhaber aus 
einem Zollaufschublager durch Anschrei- 
bung in einen ihm bewilligten aktiven 
Veredelungsverkehr oder Umwandlungs- 
verkehr oder eine ihm bewilligte Zollgut- 
verwendung überführt worden sind, mit 
der Abgabe der Zollanmeldung,". 


5. § 32 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 33 Buchstabe d erhält folgenide Fas- 
sung : 

„d) Warenmuster und -proben, Vorbilder; 
Waren, die zur Erprobung oder Unter- 
suchung verwendet, bearbeitet oder ver- 
arbeitet werden,". 

b) In Nummer 34 werden die Worte "Buch- 
stabe a" gestrichen. 

6. § 35 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist bei der Einfuhr von Eisen- und Stahlschrott 
(Warennummern 7303 01 bis 7303 99 der Einfuhr- 
liste), von Schrottblöcken aus legiertem Stahl 
(aus Warennnummer 7315 48) sowie von ge- 
brauchten Schienen von mehr als 2,50 Meter 
Länge, nicht gerichtet oder mit angestückten Tei- 
len, und von gebrauchten Schienen bis zu 2,50 
Meter Länge (aus Warennummern 7316 12 und 
7316 16) das europäische Gebiet eines Mitglied- 
staates der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl Versendungsland, so hat der Einfüh- 
rer dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
vor der Einfuhr eine Kontrollbescheinigung für 
die Schrotteinfuhr auf einem Vordruck nach An- 
lage E 5 vorzulegen." 

7. Hinter § 35 a wird folgender § 35b eingefügt: 

„§ 35 b 

Einfuhr von Kaffee aus den Mitgliedstaaten des 
Internationalen Kaffee-Ubereinkommens 1962 

(1) Bei der Einfuhr von Kaffee (Waren- 
nummern 0901 11 bis 0901 25 der Einfuhrliste), 
von Auszügen oder Essenzen aus Kaffee ohne 
Zusatz von Kaffeemitteln sowie von Zuberei- 
tungen auf der Grundlage solcher Auszüge oder 
Essenzen (Warennummer 2102 11) ist der Zoll- 
stelle mit dem Antrag auf Einfuhrabfertigung 
ein Ursprungszeugnis oder Wiederausfuhr- 
zeugnis vorzulegen, wenn das Versendungsland 
der Waren ein Mitgliedstaat des Internationalen 
Kaffee-Ubereinkommens 1962 (Bundesgesetzbl. 
1963 II S. 915) ist; an Stelle des Ursprungs- 
zeugnisses oder Wiederausfuhrzeugnisses kön- 
nen auch Ersatz-Ursprungszeugnisse oder Er- 
satz Wiederausfuhrzeugnisse vorgelegt werden. 

(2) Das Ursprungszeugnis, das Wiederaus- 
fuhrzeugnis und die Ersatzzeugnisse werden auf 
Vordrucken in der von den Mitgliedstaaten des 
Internationalen Kaffee-Übereinkommens 1962 
vereinbarten Fassung von einer berechtigten 
Stelle ausgestellt. Der Bundesminister für Wirt- 
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Schaft gibt die Vordrucke und die berechtigten 
Stellen im Bundesanzeiger bekannt. 

(3) Die Vorlage eines Ursprungszeugnisses, 
Wiederausfuhrzeugnisses oder Ersatzzeugnisses 
ist nicht erforderlich 

1. bei der Einfuhr von Rohkaffee bis zu 
300 kg, nichtenthülstem Kaffee bis zu 
375 kg, geröstetem Kaffee bis zu 
252 kg, löslichem oder flüssigem Kaf- 
fee bis zu 100 kg und Kaffeefrüchten 
(Kaffeekirschen) bis zu 600 kg Reinge- 
wicht je Einfuhr Sendung; 

2. bei der Einfuhr von Mustern; 

3. bei Einfuhren im erleichterten Verfah- 
ren nach § 32 Abs. 1 Nrn. 5, 13, 15, 16, 
18 bis 20, 25, 27, 28, 33 Buchstaben 1, 
n bis p, u und v, Nr. 34 und Abs. 2; 

4. bei der Einfuhr zur Lagerung in Frei- 
häfen, Zollgutlagern und Zollaufschub- 
lagern ohne Einfuhrabfertigung nach 
§ 32 a Satz 1. 

Die Vorlage eines Ursprungszeugnisses, Wieder- 
ausfuhrzeugnisses oder Ersatzzeugnisses ist 
jedoch erforderlich bei der Einfuhr zur aktiven 
Lohnveredelung und nach passiver Lohnverede- 
lung nach § 33 Abs. 1 und §§ 33 a und 33b. 

(4) § 29 findet keine Anwendung." 

8. § 48 Abs. 2 wird gestrichen. 

9. § 62 erhält folgende Fassung: 

.§ 62 

Meldung der Forderungen und Verbindlichkeiten 

(1) Gebietsansässige, ausgenommen Geld- 
institute, haben monatlich bis zum zehnten Tage 
des folgenden Monats 

1. bei gebietsfremden Geldinstituten 
unterhaltene Guthaben, 

2. Forderungen aus kurzfristigen Kredi- 
ten, die sie an Gebietsfremde gewährt 
haben, 

3. Verbindlichkeiten aus kurzfristigen 
Krediten, die sie bei Gebietsfremden 
aufgenommen haben, 


nach dem Stand des letzten Werktages des Vor- 
monats mit dem Vordruck , Kurzfristige Forde- 
rungen und Verbindlichkeiten gegenüber 
Gebietsfremden' (Anlage Z 5) in doppelter Aus- 
fertigung zu melden. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Forderungen und 
Verbindlichkeiten aus Warenlieferungen und 
Dienstleistungen iSowie aus geleisteten und ent- 
gegengenommenen Vorauszahlungen im Waren- 
und D i e ns tl ei s tung s v e rkeh r . 

(3) Meldepflichtig sind nur Gebietsansässige, 
deren Guthaben und Forderungen zusammen- 
gerechnet oder deren Verbindlichkeiten bei Ab- 
lauf des Monats jeweils mehr als einhundert- 
tausend Deutsche Mark betragen. 

(4) Gebietsansässige, die nach den Absätzen 1 
bis 3 meldepflichtig sind, haben gleichzeitig mit 
dieser Meldung jeweils ihre gesamten Forde- 
rungen und Verbindlichkeiten gegenüber 
Gebietsfremden nach dem Stand des letzten 
Werktages des Vormonats mit dem Vordruck 
, Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber 
Gebietsfremden' (Anlage Z 5 a) in doppelter 
Ausfertigung zu melden." 

10. In § 65 Abs. 1 wird das Wort „zweitausend" 
durch das Wort „dreitausend" ersetzt. 

11. Die Anlage Z 5 wird wie folgt geändert: 

a) Im Kopf wird das Wort „Vierteljährliche" 
durch das Wort „Monatliche" ersetzt. 

b) In dem Kasten in dem rechten oberen Teil 
wird das Wort „Kalendervierteljahres" durch 
das Wort „Kalendermonats" ersetzt. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt mit Ausnahme von § 1 
Nr. 7 am Tage nach der Verkündung in Kraft. § 1 
Nr. 7 tritt am 1. Oktober 1964 in Kraft. 


Bonn, den 31. Juli 1964 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 

Für den Bundesminister für Wirtschaft 
Der Bundesminister der Finanzen 

Dr. Dahlgrün 
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Anlage Z 5 a 


In zweifacher Ausfertigung 


An die 

Landeszentralbank 

Hauptstelle 

Zweigstelle 


zur Weiterleitung an die 
Deutsche Bundesbank Vs 74 

Frankfurt (Main) 



Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber Gebiets- 
fremden 

Meldung nach § 62 Abs. 4 der Außenwirtschaftsverordnung 

Monatliche Meldung nach dem Stand vom 

Name oder Firma des Meldepflichtigen 

Gewerbe 

Anschrift Telefon Hausapp 


Forderungen 


Betrag in DM 
(ohne Pfennige) 


Verbindlichkeiten 


Betrag in DM 
(ohne Pfennige) 


1. Forderungen an Gebietsfremde aus Waren- 
lieferungen und Leistungen 

2. An Gebietsfremde geleistete Anzahlungen 
(für Wareneinfuhr etc.) 

3. Guthaben bei gebietsfremden Geldin- 
stituten 


1. Verbindlichkeiten gegenüber Gebietsfrem- 
den aus Warenlieferungen und Leistungen ... 

2. Von Gebietsfremden empfangene Anzah- 
lungen (für Warenausfuhr etc.) 

3. Sonstige Verbindlichkeiten*) gegenüber 
Gebietsfremden 


4. Sonstige Forderungen *) an Gebietsfremde 

a) kurzfristige Forderungen 
(bis 1 Jahr) 

b) mittelfristige Forderungen 
(über 1 Jahr bis 4 Jahre) 

c) langfristige Forderungen 
(über 4 Jahre) 


a) kurzfristige Verbindlichkeiten 
(bis 1 Jahr) 

b) mittelfristige Verbindlichkeiten 
(über 1 Jahr bis 4 Jahre) 

c) langfristige Verbindlichkeiten 
(über 4 Jahre) 


Ort und Tag Unterschrift 


*) ohne in Wertpapieren verbriefte Forderungen bzw. Verbindlichkeiten 
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Vermerk 


Betr.: Entwurf einer Fünften Verordnung zur Änderung der Außenwirt- 
schaftsverordnung (AWV) 


1. Der Entwurf sieht verschiedene Ausfuhrerleich^ 
terungen vor: 

a) Großrohre (Teil I Abschnitt D der Ausfuhr- 
liste) werden häufig einzeln nach westlichen 
Ländern ausgefüihrt, ohne daß die Sendung 
den Wert von 1000 DM erreicht. Diese Aus- 
fuhren bedürfen nach der bisherigen Rege- 
lung in § 5 AWV einer Ausfuhrgenehmigung. 
Sie unterliegen damit einer weitergehenden 
Beschränkung als Embargowaren des Teils I 
Abschnitt C der Ausfuhrliste. Die Ausfuhr von 
Waren des Teils I Abschnitt D ider Ausfuhr- 
liste nach Ländern der Länderliste A oder B 
ist nunmehr ebenfalls ohne Genehmigung zu- 
lässig, wenn nach dem Ausfuhrvertrag Wa- 
ren im Werte von nicht mehr als 1000 DM ge- 
liefert werden sollen (§ 1 Nr. 1 des Entwurfs). 

b) Bisher können nach § 19 Abs. 1 Nr. 6 AWV 
nur Geschenke für natürliche Personen in den 
unter fremder Verwaltung stehenden deut- 
schen Gebieten ohne Ausfuhrschein ausge- 
führt werden. Die im Entwurf vorgesehene 
Regelung paßt sich der Regelung für die Ein- 
fuhr von Geschenksendungen an (§ 32 Abs. 1 
Nr. 5 AWV), indem sie allgemein die Ausfuhr 
von Geschenksendungen bis zu einem Wert 
von 500 DM ohne Ausfuhrschein zuläßt. Damit 
soll insbesondere karitativen Verbänden, die 
in großem Umfange Geschenke an Deutsche 
auch in Ostblockländern versenden, die Aus- 
fuhrabwicklung erleichtert werden (§ 1 Nr. 3 
Buchstabe a des Entwurfs). 

c) Die Wiederausfuhr von COCOM-Waren, die 
nur vorübergehend in das Wirtschaftsgebiet 
eingeführt und danach unverändert wieder 
ausgeführt werden, bedarf nach der derzeiti- 
gen Regelung der Genehmigung (§ 5 Abs. 1, 
§ 19 Abs. 1 Nr. 41, § 19 Abs. 3 AWV). Die Be- 
schränkung kann entfallen, soweit die Waren 
in das Versendungsland wieder ausgeführt 
werden (§ 1 Nr. 3 Buchstaben b und c des Ent- 
wurfs). 

2. Nach § 9 Abs. 3 AWV in der geltenden Fassung 
ist die zollamtliche Behandlung durch die Ver- 
sandzollstelle bei Ausfuhrsendungen im Werte 
bis zu 1000 DM nicht erforderlich. Diese Be- 
freiung soll bei Saatgut keine Anwendung fin- 
den, weil dieses in großem Umfang in Sendun- 
gen von geringerem Wert als 1000 DM aus- 
geführt wird. Die Kontrolle der für die Ausfuhr 
von Saatgut bestehenden Beschränkungen ist 


nur bei einer zollamtlichen Behandlung aller 
Saatgutsendungen ausreichend sichergestellt (§ 1 
Nr. 2 des Entwurfs). 

3. Durch die Änderung des Zollgesetzes und der 
Allgemeinen Zollordnung wurden zwei Ände- 
rungen der AWV erforderlich. 

a) Nach § 46 Abs. 12 Zollgesetz, her durch das 
Dritte Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes 
vom 25. März 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 245) 
eingefügt wurde, können Waren aus einem 
Zollaufschublager durch Anschreibung (statt 
durch Abfertigung) in einen (aktiven Verede- 
lungsverkehr, einen Umwandlungs verkehr 
oder eine Zollgutverwendung überführt wer- 
den. Dieses neu geschaffene Verfahren erfor- 
dert die vorgesehene Ergänzung des § 27 
Abs. 3 AWV (§1 Nr. 4 des Entwurfs). 

b) Die Änderung des § 32 Abs. 1 Nr. 33 Buch- 
stabe b AWV beruht auf einer entsprechen- 
den Änderung des § 35 Abs. 8 Allgemeine 
Zollordnung (§ 1 Nr. 5 des Entwurfs), 


4. Der Entwurf führt ferner die Verbleibskontrolle 
nach § 35 Abs. 1 AWV bei der Einfuhr von Eisen- 
und Stahlschrott sowie von gebrauchten Schie- 
nen in dem Umfange wieder ein, in dem diese 
Kontrolle bis zum Inkrafttreten der Vierten 
Änderungsverordnung vom 17. Dezember 1963 
durchgeführt wurde. Die Wiederherstellung des 
früheren Rechtszustandes beruht auf der Verein- 
barung der im Koordinierungsausschuß des Mini- 
sterrates der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl (EGKS) vereinigten Vertreter 
der Regierungen ider Mitgliedstaaten vom 27. 
April 1964 (§ 1 Nr. 6 des Entwurfs). 

5. Nach dem Internationalen Kaffee-Ubereinkom- 
men 1962 ist die Bundesrepublik verpflichtet, die 
Einfuhr von Kaffee aus einem Mitgliedstaat nur 
zuzulassen, wenn die Sendungen von einem Ur- 
sprungszeugnis oder Wiederausfuhrzeugnis be- 
gleitet sind. Dieser Verpflichtung trägt der nun 
eingefügte § 35 b AWV Rechnung (§ 1 Nr. 7 des 
Entwurfs). 

6. § 48 Abs. 2 AWV ist gegenstandslos geworden, 
da die Einfuhr von Filmen nach § 32 Abs. 1 Nr, 2 
AWV keiner Genehmigung mehr bedarf (§ 1 
Nr. 8 des Entwurfs). 
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7. Umfang und Schwankungen des direkten Kredit- 
verkehrs der deutschen Wirtschaft mit dem Aus- 
land lassen eine häufigere und umfassendere In- 
formation notwendig werden. Daher sollen die 
Meldungen über kurzfristige Forderungen und 
Verbindlichkeiten gegenüber Gebietsfremden 
nach § 62, die zur Zeit von etwa 600 Wirtschafts- 
unternehmen erstattet werden, in Zukunft monat- 
lich erfolgen. 

Aus dem gleichen Grunde sollen dieselben Wirt- 
schaftsunternehmen monatlich ihre gesamten, 
also auch mittel- und langfristigen Forderungen 


und Verbindlichkeiten gegenüber Gebietsfrem- 
den melden, auch soweit sie aus Warenlieferun- 
gen und Dienstleistungen herrühren. Die Mel- 
dung erfolgt auf dem neuen Vordruck Z 5 a. Der 
Kreis der Meldepflichtigen bleibt weiterhin nach 
§62 Abs. 3 AWV beschränkt (§1 Nr. 9 und 11 
des Entwurfs). 

8. In § 65 Abs. 1 AWV ist zur Vereinfachung des 
Meldewesens bei überfälligen Ausfuhrförderun- 
gen die Freigrenze von 2000 DM auf 3000 DM 
heraufgesetzt worden (§ 1 Nr. 10 des Entwurfs). 
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